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Schriftlicher Bericht 

des Ausschusses für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 

(19. Ausschuß) 

über den von den Abgeordneten Bauknecht, Dr. Schmidt 
(Gellersen), Walter und Genossen eingebrachten Entwurf eines 
Gesetzes zur Änderung des Gesetzes über die Abwicklung des 
Reichsnährstands und seiner Zusammenschlüsse 

— Drucksache IV/ 1277 — 


A. Bericht des Abgeordneten Dr. Reinhard 


Das vorliegende Änderungsgesetz wurde am 19. j 
Juni 1963 an den Ausschuß für Ernährung, Land- ; 
Wirtschaft und Forsten überwiesen. 

Der Ausschuß hat das Gesetz am IQ. Oktober 1963 
beraten und ihm zugestimmt. 

Bei dem Initiativgesetz handelt es sich um Ände- , 
rungen, die der Klarstellung dienen und dem Willen 
des Gesetzgebers bei Verabschiedung des Gesetzes 
im Jahre 1961 entsprechen. Der Hauptpunkt der | 
Vorlage ist die Änderung in § 12 Abs. 1, die zum j 
Ziele hat, daß der Abwickler bei allen Gegenständen j 
des Verwaltungsvermögens von dem § 12 ausgehen 
kann, sofern er sie nicht an eine andere besser- 
berechtigte Einrichtung des § 13 herausgeben muß. 

Der Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten schlägt dem Bundestag ferner noch Ände- 
rungen in § 9 Abs. 2 und § 10 Abs. 1 aus folgenden | 
Gründen vor: | 

Nach § 9 Abs. 2 Satz 1 gelten auch Versorgungs- j 
ansprüche gegen die der Ostpreußischen Herdbuch- 
gesellschaft e. V. entsprechenden Tierzuchtorgani- | 
sationen als Ansprüche aus privatrechtlichen Ver- j 
sorgungsverträgen im Sinne des § 9 Abs. 1 Nr. 1. | 
Bei der Abwicklung hat sich gezeigt, daß auch Be- | 
dienstete anderer Tierzuchtorganisationen (z. B. I 
Ostpreußisches Stutbuch für schwere Arbeitspferde : 
e. V.; Danzig-Westpreußische Stutbuch e. V.) • — i 
ohne Bedienstete des Reichsnährstands zu sein — 


in erster Linie Aufgaben des Reichsnährstands wahr- 
genommen haben. Dieser nur kleine Kreis von Per- 
sonen, denen keine Versorgungsansprüche gegen 
den Reichsnährstand zustehen, die aber wie die in 
§ 9 Abs. 2 erwähnten Bediensteten der Ostpreußi- 
schen Herdbuchgesellschaft e. V. ihre ganze Tätig- 
keit dem Reichsnährstand gewidmet hatten, soll aus 
Gründen der Billigkeit mit in dieses Gesetz aufge- 
nommen werden. 

§ 9 Abs. 2 Satz 2 beruht auf der Erwägung, daß 
eine Versorgung nur im Umfang der vergleichbaren 
Tätigkeit beim Reichsnährstand und nicht in dem 
von den Tierzuchteinrichtungen in manchen Fällen 
zugesagten höheren Umfang gegeben werden soll. 

In § 10 Abs. 1 Satz 3 wird die Anmeldefrist für 
die in den Entwurf neu aufgenommenen Versor- 
gungsansprüche gegen andere, der Ostpreußischen 
Herdbuchgesellschaft e. V. entsprechende Tierzucht- 
organisationen bestimmt. Da spätestens mit dem 
31. März 1965 auch die Anmeldefrist für den in 
§ 7 Abs. 1 Nr. 3 des Gesetzes genannten Personen- 
kreis abläuft, wurde dieser Stichtag auch für die 
Beendigung der Frist zur Anmeldung der in den 
Entwurf aufgenommenen Ansprüche gewählt. 

Bei den Ausschußberatungen am 10. Oktober 1963 
gab der Abwickler auf Wunsch des Ausschusses 
einen Überblick über die bisher erfolgte Abwick- 
lung. Danach wurden bis zum 31. August 1963 fol- 
gende förmliche Bescheide erteilt: . 
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Nach Anhören des Beirats wurden 

I. Grundstücke teils mit Inventar heraus- 
gegeben 64 

— etwa 60 Bescheide wurden zurück- 
gestellt, da die Beratung der Novelle 
zum Reichsnährstands-Abwicklungs- 
gesetz abgewartet werden mußte; über 
die Herausgabe von rund 150 Grund- 
stücken sollte noch der Beirat gehört 
werden — 


II. Grundstückssurrogate herausgegeben = 2 

III. Inventar herausgegeben = 4 

IV. Geschäftsanteile rückübertragen .... = 2 

V. Grundstücke verkauft = 4 


Außerdem wurden noch folgende Be- 
scheide erteilt: 

VI. Bescheide wegen sonstiger Ansprüche 

gegen den Reichsnährstand und seine 
Zusammenschlüsse = 141 

VII. Ansprüche aus Dienstverhältnissen 

a) Festsetzungsbescheide wegen Zah- 
lung von Versorgungsbezügen .... = 58 

b) ablehnende Bescheide = 203 

insgesamt = 478 


Die Beschlüsse im Ausschuß wurden einstimmig 
gefaßt. 

Namens des Ausschusses für Ernährung, Land- 
wirtschaft und Forsten bitte ich das Hohe Haus, dem 
Antrag des Ausschusses zuzustimmen. 


Bonn, den 7. April 1964 


Dr. Reinhard 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache IV/1277 — mit der 
Maßgabe, daß in Artikel 1 hinter Nummer 1 fol- 
gende neue Nummern 1 a und 1 b eingefügt werden: 

,1a. § 9 Abs. 2 wird wie folgt gefaßt: 

„(2) Als Ansprüche aus privatrechtlichen 
Versorgungsverträgen (Absatz 1 Nr. 1) gelten 
auch solche gegen die Ostpreußische Herdbuch- 
gesellschaft e. V. oder gegen ihr entsprechende 
Tierzuchtorganisationen, die am 8. Mai 1945 
ihren Sitz im Reichsgebiet außerhalb des Gel- 
tungsbereiches dieses Gesetzes hatten, wenn 
der Bedienstete am 8. Mai 1945 oder bei frühe- 
rem Eintritt des Versorgungsfalles bis zu die- 
sem Zeitpunkt auch beim Reichsnährstand 
tätig war. Bei der Bemessung der nach Eintritt 
des Versorgungsfalles (Vollendung des fünf- 
undsechszigsten Lebensjahres, Dienstunfähig- 
keit oder Tod) zu gewährenden Versorgungs- 


bezüge werden Zeiten bis längstens zum 8. 
Mai 1945 zugrunde gelegt und die für die 
entsprechenden Versorgungsempfänger des 
Reichsnährstands geltenden allgemeinen bis 
zur Beendigung der Abwicklung erfolgten Er- 
höhungen oder Verminderungen der Versor- 
gungsbezüge berücksichtigt; die bei der An- 
wendung des Halbsatzes 1 zu gewährenden 
Versorgungsbezüge dürfen die Versorgungs- 
bezüge eines vergleichbaren Versorgungsemp- 
fängers aus einem Beamtenverhältnis zum 
Reichsnährstand nicht übersteigen." 

1 b. Dem § 10 Abs. 1 wird folgender Satz angefügt: 

„Ansprüche aus privatrechtlichen Versorgungs- 
verträgen gegen andere Tierzuchtorganisa- 
tionen als die Ostpreußische Herdbuchgesell- 
schaft e. V. nach § 9 Abs. 2 können bis zum 
31. März 1965 ängemeldet werden."', 

im übrigen unverändert nach der Vorlage anzu- 
nehmen. 


Bonn, den 7. April 1964 


Der Ausschuß für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten 
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Bauknecht 

Vorsitzender 


Dr. Reinhard 

Berichterstatter 



